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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten 
Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Günther Felbinger, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Breitbandprogramm nachbessern: Kommunen im ländlichen 
Raum großzügig fördern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Zuge des aktuellen Breit-
bandförderprogramms alle Kommunen in Räumen mit besonderem 
Handlungsbedarf mit dem Höchstfördersatz von 90 Prozent der för-
derfähigen Kosten zu fördern.  

Darüber hinaus müssen bei interkommunalen Projekten die jeweiligen 
Förderhöchstbeträge addiert werden und diese gesamte Förder-
höchstsumme dann unter den an dem Projekt beteiligten Kommunen 
nach tatsächlichem Bedarf aufgeteilt werden können. 

 

 

Begründung: 

Die Staatsregierung hat verkündet, bis zum Jahr 2018 1,5 Mrd. Euro 
in die flächendeckende Breitbandversorgung in ganz Bayern zu inves-
tieren. Die derzeit vorliegenden Haushaltsansätze sprechen dagegen 
eine ganz andere Sprache: 2015 sind für das Breitbandförderpro-
gramm lediglich 150 Mio. Euro eingeplant, 2016 sind es 200 Mio. Eu-
ro. Es erscheint äußerst unwahrscheinlich, dass die angekündigten 
1,5 Mrd. Euro bis 2018 auch nur annähernd abgerufen werden. 

Deshalb ist es nicht nachvollziehbar, dass die Staatsregierung beim 
Vollzug der Breitbandförderung nicht konsequent gerade schwache 
Kommunen großzügig unterstützt. Anstatt die interkommunale Zu-
sammenarbeit mit lediglich maximal 50.000 Euro pro Kommune zu 
belohnen, müssen die Förderhöchstsätze der einzelnen Kommunen 
vielmehr gebündelt und untereinander verrechnet werden können. 
Des Weiteren ist es dringend notwendig, alle Kommunen in Räumen 
mit besonderem Handlungsbedarf mit dem Höchstfördersatz von 
90 Prozent zu fördern. 

Nur eine großzügige Förderung gerade der schwächeren Kommunen 
in Bayern kann zu einem erfolgreichen Ausbau der Breitbandversor-
gung für ganz Bayern führen. 

 



Immer war eine leere Null das Ergebnis. Wir werden
das im Ausschuss noch einmal darlegen.

Ich will das jetzt nicht gutheißen. Aber die Behaup-
tung, dass das eine skandalöse Faulheit oder völlige
Untätigkeit des Verfassungsschutzes oder der Polizei
gewesen ist, ist einfach nicht richtig. Wir müssen das
klar sehen. In der Tat, das Thema berufliche Tätigkeit
müssen wir noch ernster nehmen. Aber so oder so:
Wenn es der Brandenburger Verfassungsschutz zwei
Monate früher oder noch einmal um drei Monate spä-
ter mitgeteilt hätte, hätten wir auch nichts machen
können.

Egal, wie Sie das betrachten, Sie kommen immer zu
demselben Ergebnis: Zunächst einmal ist der Mann
am 1. November 2013 zum Richter ernannt worden.
Ich sage Ihnen noch einmal: Wenn Sie verhindern
wollen, dass in Zukunft so jemand überhaupt erst zum
Richter ernannt wird, können Sie das nur tun, indem
Sie vorher den Verfassungsschutz fragen, ob er
etwas weiß.

(Markus Rinderspacher (SPD): Er wusste ja
nichts!)

Wenn Sie dabei bleiben wollen, dass Sie den Verfas-
sungsschutz nicht vorher fragen, ob er etwas weiß - -
 -

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

- Wenn sich einer mit Wohnsitz Brandenburg bewirbt,
auch am Flughafen, wird beim Verfassungsschutz
Brandenburg nachgefragt. - Ich bin da ganz leiden-
schaftslos. Ich habe eine klare Meinung dazu. Aber
das muss das Hohe Haus am Schluss selber ent-
scheiden. Wollen wir in Zukunft zumindest für sicher-
heitsrelevante Bereiche vorsorgen, damit so jemand
erst gar nicht eingestellt wird, wie wir das zum Bei-
spiel beim Flughafen tun? Wir machen das zur Zeit
übrigens, meine Damen und Herren, für alle Sicher-
heitsdienste in Deutschland, die Asylbewerberheime
betreuen, jeweils mit Unterschrift der Betroffenen.
Hier sind sich alle einig, auch der Innenminister von
Nordrhein-Westfalen, dass wir im Moment alle Sicher-
heitsleute in Asylbewerberheimen darauf überprüfen,
ob sie einen rechtsradikalen Hintergrund haben, weil
Neonazis versucht haben, sich da einzuschleichen.
Da sage ich: Ja, da sind sich alle einig, weil wir
sehen, wie notwendig das ist.

Ich frage: Wollen wir nicht diesen gleichen Mindest-
standard künftig auch bei der Einstellung von Polizis-
ten und Richtern anwenden? Darum geht es. Ich
meine nach wie vor, dass das richtig ist, ohne davon

abzulenken, dass man auch die konkreten Abläufe,
wie jetzt geschehen, noch weiter verbessern muss.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Wir kommen zur Abstimmung. Dafür werden
die Anträge wieder getrennt. Wir haben da ein paar
Änderungen. Ich bitte also, darauf jetzt zu achten.

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der
SPD-Fraktion auf Drucksache 17/3358 abstimmen.
Für diesen Antrag liegen keine Änderungsvorschläge
vor.

(Volkmar Halbleib (SPD): Weil er so gut ist, Frau
Präsidentin!)

Wer diesem Dringlichkeitsantrag zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – CSU, SPD,
FREIE WÄHLER, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Danke. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit ist
dieser Dringlichkeitsantrag angenommen.

Jetzt lasse ich über den Dringlichkeitsantrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/3360
abstimmen. Hier wurde von der SPD-Fraktion darum
gebeten, den letzten Absatz zu streichen. Die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich damit einver-
standen erklärt. Jetzt lasse ich darüber abstimmen.
Der letzte Spiegelstrich wird gestrichen. Wer dann
diesem Dringlichkeitsantrag zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. – SPD, Fraktion der FREI-
EN WÄHLER, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Die CSU-
Fraktion. Danke. Stimmenhaltungen? – Keine. Damit
ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Jetzt lasse ich über den Dringlichkeitsantrag der CSU-
Fraktion auf Drucksache 17/3365 abstimmen. Hier
wurde darum gebeten, dass über jede Nummer ein-
zeln abgestimmt wird. Wer der Nummer 1 dieses
Dringlichkeitsantrags zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – CSU, SPD, FREIE WÄHLER,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Ich bitte, Gegen-
stimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? –
Auch keine. Damit ist diesem Absatz zugestimmt wor-
den.

Dann lasse ich über die Nummer 2 des Dringlichkeits-
antrags der CSU-Fraktion abstimmen. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen.
– CSU, FREIE WÄHLER. Ich bitte, Gegenstimmen
anzuzeigen. – Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Enthaltungen? – Die SPD-Fraktion. Damit ist
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der Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion angenom-
men.

Jetzt komme ich zum Dringlichkeitsantrag der Frak-
tion der FREIEN WÄHLER auf Drucksache 17/3391.
Hier ist darum gebeten worden, über die Nummer 4
dieses Antrags gesondert abzustimmen. Ist das rich-
tig? – Gut. Dann lasse ich über die Nummer 4 des
Dringlichkeitsantrags der FREIEN WÄHLER abstim-
men.

(Josef Zellmeier (CSU): Mit der Streichung?)

- Nein, die Streichung mache ich erst nachher. Ich
lasse jetzt nur über die Nummer 4 abstimmen. Ich
muss dann über den Rest des Antrags abstimmen
lassen, und da bringe ich dann die Streichung, Herr
Kollege.

(Thomas Kreuzer (CSU): Warum wollen die über
die Nummer 4 getrennt abstimmen? – Volkmar
Halbleib (SPD): Völlig korrekt!)

- Ich habe das so hier. Ich kann nur das tun, um was
ich hier gebeten werde. – Ich lasse jetzt über die
Nummer 4 des Dringlichkeitsantrags der FREIEN
WÄHLER abstimmen. Wer dieser Nummer 4 zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
CSU, Fraktion der FREIEN WÄHLER. Danke. Ich
bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – SPD und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist die Nummer 4 dieses
Dringlichkeitsantrags angenommen.

Jetzt lasse ich über den Rest des Dringlichkeitsan-
trags mit der Streichung abstimmen. Hier heißt es:
"Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen münd-
lich – ggf. unter Ausschluss der Öffentlichkeit - …". Es
ist darum gebeten worden, die Worte "ggf. unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit" zu streichen. Wer dieser
Änderung, dieser Streichung, zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. – CSU, SPD, FREIE WÄHLER
und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit ist
der Dringlichkeitsantrag der FREIEN WÄHLER ange-
nommen.

(Franz Schindler (SPD): Wir wollten nur über die
Streichung abstimmen, aber nicht über den ge-
samten Antrag!)

- Herr Kollege Schindler, wir haben die Streichung
jetzt vorgenommen. Ich kann jetzt auch noch einmal
über den gesamten Dringlichkeitsantrag abstimmen
lassen. Die gestrichene Passage ist jetzt nicht mehr
enthalten. Wenn es der Sache dient, lasse ich noch

einmal über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Die
Worte "ggf. unter Ausschluss der Öffentlichkeit" sind
gestrichen. Dieser Satz ist jetzt im Dringlichkeitsan-
trag nicht mehr enthalten. Wer jetzt diesem Antrag zu-
stimmen möchte - -

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das haben wir doch
schon! – Peter Winter (CSU): Wisst ihr über-
haupt, was ihr wollt?)

Herr Kollege Dürr, ich habe es hier in der Hand.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Über den ganzen An-
trag?)

Das habe ich Ihnen doch schon gesagt. Über die
Nummer 4 haben wir schon abgestimmt. Die Num-
mer 4 wurde mehrheitlich angenommen. Jetzt lasse
ich über den Rest des Antrags abstimmen. Die Strei-
chung ist bereits vorgenommen worden.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Aber jetzt nicht ge-
sagt!)

- Herr Kollege Dr. Dürr, wenn ich sehe, wie bei Ihnen
bei den Abstimmungen die Hände hochgegangen
sind, und Sie haben überhaupt nicht gewusst, wie Sie
abstimmen sollen, dann sage ich Ihnen: Räumen Sie
erst einmal bei Ihnen selber auf, bevor Sie hier bei mir
anfangen.

(Beifall bei der CSU)

Wer jetzt diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Danke.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Über die Nummern 1
bis 3!)

Liebe SPD-Fraktion, Sie haben mich gebeten, dass
ich noch einmal über den Antrag insgesamt abstim-
men lasse.

(Volkmar Halbleib (SPD): Über die Nummern 1
bis 3 wird jetzt abgestimmt.)

- Herr Kollege Halbleib, ich habe doch gesagt, dass
wir über die Nummer 4 schon abgestimmt haben. Das
ist erledigt. Jetzt lasse ich über die Nummern 1 bis 3
abstimmen. Die Streichung ist schon vorgenommen
worden.

(Thomas Kreuzer (CSU): Dann stimmen wir ab,
denn es gibt sowieso eine Mehrheit!)

So ist es. Herr Fraktionsvorsitzender, ich habe schon
versucht, das klarzumachen.
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Wer jetzt dem Dringlichkeitsantrag, den Nummern 1
bis 3, zustimmen möchte, wobei die Worte "ggf. unter
Ausschluss der Öffentlichkeit" gestrichen sind, den
bitte ich um das Handzeichen. – CSU, FREIE WÄH-
LER und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der SPD-
Fraktion ist der Antrag dennoch angenommen. Vielen
Dank.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit haben wir
die Behandlung der Dringlichkeitsanträge für heute
beendet. Die nicht behandelten Dringlichkeitsanträge
werden an die federführenden Ausschüsse überwie-
sen. Dazu muss ich bekanntgeben, dass entgegen
der für Sie aufgelegten Liste die Anträge auf den
Drucksachen 17/3366 und 17/3395 nicht dem Aus-
schuss für kommunale Fragen und innere Sicherheit,
sondern dem Wirtschaftsausschuss federführend
überwiesen werden.

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Martin Güll, Kathi
Petersen, Dr. Simone Strohmayr u. a. (SPD)
Runden Tisch Ganztagsschulen einberufen
(Drs. 17/1970)

Ich eröffne die Aussprache. Fünf Minuten sind pro
Fraktion vereinbart worden. Wer beginnt bitte? – Frau
Kollegin Dr. Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach-
dem wir nach dieser schwierigen Abstimmung wieder
alle hellwach sind, freue ich mich sehr darauf, mit
Ihnen über das Thema Ganztagsschule diskutieren zu
können. Wir wollen Ihre Zustimmung dazu, dass wir
endlich die Forderungen des Städtetagspräsidenten
Ulrich Maly erfüllen und erneut einen Ganztagsgipfel
einberufen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich war gestern mit
einigen meiner Kollegen in Nürnberg, wo wir zu einer
Konferenz "Guter Ganztag" - -

(Unruhe)

Ich beginne noch einmal, es war ein bisschen laut.

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, Sie
haben recht.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich war gestern mit ei-
nigen meiner Kollegen in Nürnberg, wo wir zu der
Konferenz "Guter Ganztag" eingeladen hatten. Ich
möchte Ihnen ganz einfach die Situation der Ganztag-
sangebote in der Stadt Nürnberg nahebringen. Die

Stadt Nürnberg hat eine Umfrage bei den Eltern von
Grundschulkindern gemacht. 80 % der Eltern von
Grundschulkindern wünschen sich in der Stadt Nürn-
berg am Nachmittag eine Betreuung für ihre Kinder.
Für circa 40 % kann die Stadt Nürnberg bereits jetzt
Hortplätze anbieten. Für etwas mehr als 10 % stehen
offene Ganztagsplätze zur Verfügung. Für nicht ein-
mal 2 % stehen gebundene Ganztagsplätze zur Ver-
fügung. Die Stadt Nürnberg muss also für mehr als
25 % der Kinder in der nächsten Zeit Ganztagsange-
bote schaffen. Mit dieser Mammutaufgabe dürfen wir
die Kommunen nicht alleine lassen. Hier steht der
Freistaat Bayern in der Verantwortung.

(Beifall bei der SPD)

Der Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, hat für das Jahr 2018 die Ganztagsgarantie ab-
gegeben. Ich frage Sie also: Wie soll der Ausbau von
Ganztagsangeboten erfolgen? Wo ist denn Ihr Aus-
bauplan? Wie soll die Ganztagsgarantie erfüllt wer-
den? Welche Qualität sollen die Angebote haben?
Wer soll vor allem die Zeche zahlen? Wer zahlt für
den Ausbau der Gebäude? Wer zahlt für das Perso-
nal?

Unlängst war ich auf einer Veranstaltung von Profes-
sor Rauschenbach vom Deutschen Jugendinstitut, der
ganz trocken festgestellt hat: "Der Ausbau der Ganz-
tagsangebote erfolgt ziel- und konzeptionslos." Ich
muss ihm recht geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist höchste Zeit,
dass wir uns dieses Themas intensiv annehmen. Die
Gesellschaft wandelt sich. Kinder, die heute in die
Ganztagskrippe gehen, gehen morgen in einen Ganz-
tagskindergarten und übermorgen in die Schule, und
dann wollen sie eine Ganztagsschule. Deswegen ist
es jetzt höchste Zeit, dass wir die Akteure für die
Ganztagsbetreuung, das Kultusministerium, das So-
zialministerium und die Kommunen, an einem Tisch
zusammenbringen und dass gemeinsam darüber ver-
handelt wird, wie der Ausbau der Ganztagsangebote
in Bayern weitergehen soll.

Was passiert bei uns in Bayern? - Es gibt einen Be-
treuungsdschungel. Es gibt eine Mittagsbetreuung,
eine verlängerte Mittagsbetreuung, Horte, offene
Ganztagsangebote und gebundene Ganztagsangebo-
te. Manche Angebote sind gut, andere nicht. Einige
arbeiten mit Lehrern, andere mit Erziehern. Andere
Angebote kommen nahezu ganz ohne Fachpersonal
aus. Da wird jeder Student und jede 400-Euro-Kraft
händeringend genommen. Wir waren gestern mit El-
tern, Lehrern und Trägern sowie Kommunalpolitikern
beisammen gesessen. Die Unzufriedenheit in diesem
Bereich ist riesig. Hier wurden für alle Ganztagsange-
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/3395 

Breitbandprogramm nachbessern: Kommunen im 
ländlichen Raum großzügig fördern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Johann Häusler 
Mitberichterstatter: Sandro Kirchner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruk-
tur, Bau und Verkehr, Energie und Technolo-
gie federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen und der 
Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport haben den Dringlichkeits-
antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 23. Sitzung am 
13. November 2014 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
52. Sitzung am 3. Dezember 2014 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: kein Votum 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 23. Sitzung am 3. Dezember 
2014 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Thorsten Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Eva Gottstein, Joa-
chim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Wid-
mann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/3395, 17/4966 

Breitbandprogramm nachbessern: Kommunen im ländlichen 
Raum großzügig fördern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln

beraten werden (s. Anlage 6)

Ausgenommen von der Abstimmung ist die Nummer 4 der Anlage zur Tagesordnung,

der Antrag betreffend "Behördenverlagerungen in die ländlichen Räume" auf Drucksa-

che 17/2585. Dieser Antrag soll auf Antrag der SPD-Fraktion einzeln aufgerufen wer-

den.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen zu den übrigen Anträgen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 6)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist,

den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine.

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde gelegt 
wurden gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 8)  
 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

 

1. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Ulrich Leiner u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen X –  
Einführung einer generalistischen Pflegeausbildung umsetzen –  
Refinanzierung der Praxisanleitung sicherstellen 
Drs. 17/1365, 17/4935 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

2. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Ulrich Leiner u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen XI 
Einführung eines Bayerischen Pflegemonitors 
Drs. 17/1366, 17/4936 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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3. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Ulrich Leiner u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen XIII 
Förderung der Fort- und Weiterbildung verbessern 
Drs. 17/1368, 17/4959 (A)  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

4. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Dr. Christoph Rabenstein, 
Günther Knoblauch u.a. SPD 
Behördenverlagerungen in die ländlichen Räume 
Drs. 17/2585, 17/4960 (A) 
 
der Antrag wird gesondert beraten 

 

5. Antrag der Abgeordneten Stefan Schuster, Martina Fehlner,  
Andreas Lotte u.a. SPD 
Anpassung der Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten  
(Bayerische Nebentätigkeitsverordnung - BayNV) 
Drs. 17/2776, 17/4688 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Claudia Stamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Aufarbeitung der strafrechtlichen Verfolgung und Diskriminierung von 
homosexuellen Menschen, insbesondere nach 1945 
Drs. 17/2873, 17/4932 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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7. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer u.a. SPD 
Sicherstellung und Einzug von Erträgen aus Straftaten 
Drs. 17/2906, 17/4933 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A A 

 

8. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Konzept zur fairen Erfassung der Arbeitszeit von Lehrkräften vorlegen – 
Neubewertung der Arbeitszeit von Lehrerinnen und Lehrern 
Drs. 17/3094, 17/4689 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH ENTH Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Versprechen des Asylgipfels halten und Asylsozialberatung sicherstellen 
Drs. 17/3106, 17/4645 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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10. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Eva Gottstein u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mädchen und Jungen in Bayern besser fördern! 
Drs. 17/3109, 17/4648 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

11. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bestellung des S-Bahn-Haltepunkts Forchheim Nord 
Drs. 17/3160, 17/4961 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

12. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Kathrin Sonnenholzner, 
Doris Rauscher u.a. SPD 
Medizinische Versorgung in den Erstaufnahmeeinrichtungen sicherstellen – 
Ärztlichen Dienst vor Ort etablieren 
Drs. 17/3193, 17/4646 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

  

Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 6
zur 35. Vollsitzung am 29. Januar 2015



13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung des Freistaats fortsetzen 
Drs. 17/3204, 17/4654 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

14. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Vollsperrung der Bahnlinie Bamberg – Lichtenfels 
Drs. 17/3213, 17/4963 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

15. Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Bernhard Seidenath, 
Walter Taubeneder u.a. CSU 
Kur- und Heilbäder in einem Präventionsgesetz berücksichtigen 
Drs. 17/3280, 17/4937 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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16. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Neuvergabe der Verkehre der S-Bahn München 
Drs. 17/3364, 17/4964 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

17. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Annette Karl, 
Inge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 
Breitbandförderquote angleichen 
Drs. 17/3366, 17/4965 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

18. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Breitbandprogramm nachbessern: Kommunen im  
ländlichen Raum großzügig fördern 
Drs. 17/3395, 17/4966 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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19. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Horst Arnold, Alexandra Hiersemann, Harry Scheuenstuhl u.a. SPD 
Durchbindung der Gräfenbergbahn zum Hauptbahnhof Fürth nicht aufgeben – 
Widersprüche der Standardisierten Bewertung aufklären 
Drs. 17/3545, 17/4967 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

20. Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein,  
Horst Arnold u.a. SPD 
Begrenzung von Transportzeiten für Schlachttiere 
Drs. 17/3551, 17/4945 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

21. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wegfall des Schienenbonus für ICE-Ausbaustrecke Nürnberg-Ebensfeld,  
PFA 18/19 Forchheim-Eggolsheim 
Drs. 17/3553, 17/4968 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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22. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Doris Rauscher,  
Ruth Müller u.a. SPD 
Runder Tisch zur Einführung einer Pflegekammer in Bayern – 
Zwischenergebnisse präsentieren! 
Drs. 17/3583, 17/4938 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

23. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Benno Zierer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine zusätzlichen Hürden für Ehrenamt und Lebensmittelhandwerk – 
Lebensmittel-Informationsverordnung praktikabel gestalten 
Drs. 17/3594, 17/4946 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

1Z und 8A Z Z Z 

Die CSU-Fraktion hat beantragt, der Abstimmung das Votum Zustimmung 
zugrunde zu legen.  

24. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Kathi Petersen, 
Martin Güll u.a. und Fraktion (SPD) 
Erhalt der Pluralität in der Erwachsenenbildung 
Drs. 17/3595, 17/4859 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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25. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Angemessene Bezahlung von Pflegekräften 
Drs. 17/3723, 17/4939 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

26. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Joachim Unterländer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Qualitätssicherung der häuslichen Pflege, insbesondere bei Erhalt  
von Leistungen der Pflegeversicherung 
Drs. 17/3800, 17/4940 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

27. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Joachim Unterländer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Probleme in der Pflege beheben – Einsatz von Hilfsmitteln bei der Einstufung in 
eine Pflegestufe nicht überbewerten 
Drs. 17/3825, 17/4941 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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28. Antrag der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel, Gudrun Brendel-Fischer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Kindernahrung sicherer machen – Tenuazonsäuregehalt  
bei Hirseprodukten senken 
Drs. 17/3826, 17/4948 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

29. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Florian von Brunn,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Keine Wasserverschmutzung durch undichte Abwasserkanäle 
Drs. 17/4078, 17/4949 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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